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Bonn, 25. August 2023 
 
Sehr geehrter Herr Vize-Präsident, 

 

für Ihr Schreiben vom 12. Juli 2023 an Frau Bundesumwelt- und Verbrau-

cherschutzministerin Steffi Lemke zu den neuesten Resolutionen des Ober-

rheinrats bedanke ich mich. Ich wurde gebeten, Ihnen zu antworten. 

 

Im Hinblick auf die französische Sonderabfalldeponie Stocamine besteht die 

Gefahr der Grundwasserverschmutzung durch den Verbleib der Abfälle in 

der Deponie. Darauf hat der Oberrheinrat mit seinen Resolutionen immer 

wieder hingewiesen und die Bergung der problematischen Abfälle gefordert. 

Auf deutscher Seite ist das Land Baden-Württemberg für den Grundwasser-

schutz in der betroffenen Region zuständig. Das Regierungspräsidium Frei-

burg bringt sich kontinuierlich mit Stellungnahmen in die französischen 

Verfahren ein. Auf die jüngste Stellungnahme, die sich Ihrer Argumentation 
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anschließt, weise ich hin https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpf/ser-

vice/presse/pressemitteilungen/artikel/stellungnahme-rp-stocamine/.   

 

Die Sicherstellung der Energieversorgung der Bundesrepublik Deutschland 

liegt nicht im Zuständigkeitsbereich des Bundesumweltministeriums. Zu 

dieser Resolution kann ich mich nur in Bezug auf schwimmende Solaranla-

gen äußern. Sie sind in Deutschland nach § 36 Absatz 3 des Wasserhaus-

haltsgesetzes (WHG) ausschließlich auf künstlich oder erheblich veränder-

ten Gewässern erlaubt. Es darf eine Fläche von maximal 15 Prozent des Ge-

wässers belegt werden und es ist ein Uferabstand von mindestens 40 Metern 

einzuhalten. Die Regelungen zielen darauf ab, den zu erwartenden Zubau 

von schwimmenden Photovoltaik-Anlagen möglichst gewässerverträglich 

zu gestalten, da die gewässerökologischen und naturschutzfachlichen Aus-

wirkungen dieser Anlagen bislang noch weitgehend unbekannt sind. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

Dr. Sibylle Pawlowski 

 


